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Die Kriminalisierung des
Kartellrechtes im transatlantischen

Kontext, oder: Geh�rt das Vereinigte
K�nigreich noch zur EU?

Die vergangenen Monate stehen f�r Ereignis-
se, die im Bereich der Durchsetzung des Kar-
tellrechts in der Form, wie diese im Verh�ltnis
zwischen den USA und einem EU-Mitglied-
staat, i. e. dem Vereinigten K�nigreich, prak-
tiziert wird, zumindest aus kontinentaleuro-
p�ischer Sicht f�r viele Juristen, aber auch
ganz allgemein f�r die B�rger des genannten
Mitgliedstaates schwer verst�ndlich, ja sogar
schockierend sein d�rften. Da gibt es zu-
n�chst einen gewissen Ian Norris, den fr�he-
ren Vorstandschef des englischen Unterneh-
mens Morgan Crucible, der von der Antitrust
Division des US-amerikanischen Justizmi-
nisteriums beschuldigt wurde, im Zeitraum
zwischen 1989 bis einschließlich 2000 ein
Preiskartell ins Leben gerufen zu haben. Um
ihn vor amerikanischen Gerichten deswegen
verurteilen zu lassen, beantragte das Justiz-
ministerium seine Auslieferung in die USA.
Obwohl zu dem Zeitpunkt der angeblichen
Zuwiderhandlungen Kartellverst�ße im Ver-
einigten K�nigreich noch nicht mit Gef�ng-
nisstrafen geahndet werden konnten – dies
f�hrte erst der Enterprise Act im Jahre 2003
ein –, wollten die englischen Gerichte, die
�ber das Auslieferungsersuchen zu befinden
hatten, diesem zun�chst stattgeben. Dies ge-
schah mit der Begr�ndung, dass der von Mr.
Norris begangene Kartellverstoß hinreichen-
de �hnlichkeiten mit dem im Vereinigten K�-
nigreich schon immer geltenden Straftatbe-
stand der „conspiracy to defraud“ aufweise
und daher bereits vor 2003 das im Ausliefe-
rungsabkommen mit den USA im Jahre 2004
festgelegte Erfordernis, dass eine Ausliefe-
rung nur dann stattfinden k�nne, wenn die
Zuwiderhandlung, auf die sich das Ersuchen
beziehe, in beiden Jurisdiktionen (diesseits
und jenseits des Atlantiks) strafbewehrt sei,
erf�llt gewesen sei. Interessanterweise hatte
die englische Kartellbeh�rde, das Office of
Fair Trading, diese Argumentation unter-
st�tzt. Erst das House of Lords stoppte am
12. 3. 2008 die Auslieferung. In seinem Be-
schluss von diesem Tage befanden die Lord-
richter, dass ein Kartellverstoß nur dann den
Tatbestand der „conspiracy to defraud“ erf�l-
len k�nne, wenn zu der bloßen Beteiligung an
einer Preisabsprache weitere, erschwerende
Umst�nde hinzutr�ten, wie bewusste Irref�h-
rung, betr�gerische Handlungen, Gewaltan-
wendung, Einsch�chterung oder Verleitung
zum Vertragsbruch.

Dies kann indes bestenfalls als Etappensieg
gewertet werden. Verneint haben die Lords
das Vorliegen der vorgenannten Vorausset-

zung der „double criminality“ nur in Bezug
auf den Tatbestand der „conspiracy to de-
fraud“. Vor dem unterinstanzlichen Magistra-
tes

,
Court, an den der Fall zur�ckverwiesen

wurde, muss jetzt noch gekl�rt werden, ob der
Auslieferungsantrag u. U. mit Berufung auf
den weiteren, im UK seit jeher anerkannten
Straftatbestand der „obstruction of justice“
Erfolg haben k�nnte. Noch schlimmer und
vollkommen unabh�ngig von dem Fall des
ungl�cklichen Mr. Norris ist allerdings der
weitere Umstand, dass das erw�hnte Auslie-
ferungsabkommen zwischen den USA und
dem UK im Hinblick auf die von der nachsu-
chenden Beh�rde zu erf�llenden Erfordernis-
se eine der beiden Parteien in einer – zumin-
dest m. E. – unverst�ndlichen Weise bevor-
zugt. So sind die US-Stellen nur gehalten dar-
zulegen, auf Grund welchen Vergehens sie
die Auslieferung begehren; die Beibringung
eines Beweises ist dagegen nicht notwendig.
Letzteren m�ssen nur die UK-Beh�rden in
Amerika f�hren, wenn sie Gleiches erreichen
wollen. Die Begr�ndung hierf�r ist, dass die

amerikanische Verfassung die Auslieferung
eines US-B�rgers nur aufgrund der durch
nichts belegten Behauptungen eines anderen
Staates verbietet, das Vereinigte K�nigreich
seinerseits keine Verfassung hat, die dem ent-
gegenstehen k�nnte.

Zwischenzeitlich hat ein britisches Strafge-
richt am 11. 6. 2008 auch die sog. „Marine
Hose Three“ zu Gef�ngnisstrafen von zwei-
mal je drei Jahren und einmal zweieinhalb
Jahren wegen ihrer Beteiligung an dem
gleichnamigen Kartell verurteilt. In den USA
waren sie bereits durch den US District Court

for the Southern District of Texas zu 30, 24
und 20 Monaten verurteilt worden. Dies ist
das erste Mal, dass ein englisches und damit
zugleich auch ein Gericht innerhalb der EU
Kartells�nder in derartiger Weise sanktio-
niert. W�ren die Strafen im UK niedriger aus-
gefallen als in den USA, so h�tte dies den Be-
troffenen indes auch nichts gen�tzt, da der
von ihnen mit dem US-Justizministerium
vereinbarte „plea deal“ bestimmt hatte, dass
dann, wenn die Urteile im Vereinigten K�nig-
reich milder ausfallen sollten, der Unter-
schied zu den von dem amerikanischen Ge-
richt verh�ngten Sanktionen in US-Gef�ng-
nissen abgesessen werden m�sste. Die engli-
schen Urteile wirken sich so am Ende unver-
hofft positiv aus, da die Chancen auf eine
fr�hzeitige Entlassung im UK deutlich besser
stehen als in den in dieser Hinsicht wesentlich
strengeren USA.

Was bringt einen Mitgliedstaat dieser Union
dazu, im Unterschied zu allen anderen (mit
Ausnahme Irlands) Kartellverst�ße – dem
großen Vorbild der USA folgend – zu krimi-
nalisieren? Ob dadurch die Durchsetzung
dieser Vorschriften effektiver gestaltet wer-
den kann, bleibt letztlich eine Glaubensfrage,
die hier nicht ausdiskutiert werden kann. Was
bringt diesen Mitgliedstaat dann des Weite-
ren dazu, seine B�rger dem nicht unbedingt
f�r seine Milde bekannten Justizsystem eines
anderen Staates ohne das Erbringen irgend-
eines Beweises f�r das Vorliegen einer Straf-
tat zu �berantworten? Dass Ersteres zu Letz-
terem f�hrt, liegt auf der Hand. Dass ein Mit-
gliedstaat durch seine dem Prinzip des
europ�ischen Kartellrechts – dass n�mlich
Verst�ße gegen Art. 81 EG Ordnungswidrig-
keiten und keine Straftaten darstellen – dia-
metral zuwiderlaufende Haltung EU-B�rger
einem anderen Rechtssystem �berantwortet,
macht es sehr zweifelhaft, ob die Politik zur
Verfolgung von Kartellen, wie sie dort betrie-
ben wird, noch als Teil dieser Union bezeich-
net werden kann.

Die Kriminalisierung
von Kartellverst�ßen
im britischen Recht
widerspricht dem
Ordnungsgedanken
des Art. 81 EG

Der Autor
Partner der Soziet�t Haver & Mail�nder, in
deren Br�sseler B�ro er t�tig ist. Seit ca. 10
Jahren praktiziert er Europ�isches Wettbe-
werbsrecht (Fusionskontrolle, Beihilfen-
recht) ebensowie deutschesKartellrecht. Er
ist Autor und Mitautor zahlreicher Fachbei-
tr�ge und B�cher auf disen Gebieten sowie
Herausgeber eines der f�hrenden wissen-
schaftliche Periodika zum EG-Beihilfen-
recht. �berdies ist er Sprecher des Euro-
pean State Aid Law Institute, welches regel-
m�ßig inernational besetzte Kongresse zu
Fragen des Europ�ischen Beihilfenrechts
veranstaltet.
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